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BEKANNTMACHUNG DER 
RECHTSANWALTSKAMMER SACHSEN ÜBER 
DIE EINBERUFUNG DER ORDENTLICHEN 
KAMMERVERSAMMLUNG 2026 
AM 02.09.2026 

Die ordentliche Kammerversammlung der Rechtsanwaltskammer Sachsen 
findet am Mittwoch, 02. September 2026, 14:00 Uhr, im Dorint Hotel Leipzig, Stephanstraße 6, 04103 Leipzig, statt. 

Tagesordnung: 

1. Eröffnung und Begrüßung durch die Präsidentin der Rechtsanwaltskammer Sachsen
2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
3. Grußwort
4. Jahresbericht der Präsidentin für das Jahr 2025
5. Aussprache zum Jahresbericht der Präsidentin
6. Kassenbericht des Schatzmeisters für das Jahr 2025
7. Aussprache zum Kassenbericht des Schatzmeisters
8. Rechnungsprüferbericht für das Jahr 2025
9. Beschlussfassung über die

- Bestätigung des Kassenberichts des Schatzmeisters für das Jahr 2025
- Entlastung des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2025

10. Beschlussfassung über den Mitgliedsbeitrag
11. Beschlussfassung über die Änderung der Beitragsordnung der RAK Sachsen
12. Haushaltsplan für das Jahr 2027 und Beschlussfassung
13. Verschiedenes

Dresden, den 17.08.2026 

Sabine Fuhrmann 
Rechtsanwältin 

Präsidentin 



Zu TOP 6 | Kassenbericht des Schatzmeisters für das Jahr 2025 
Der Kammerhaushalt wurde bewirtschaftet auf der Grundlage des in der Kammerversammlung (KV) am 03.06.2024 
beschlossenen Haushaltsplanes. 

Einnahmen von 2.231.794,70 € überschreiten den Plan von 2.166.600,- € um 65.194,70 € (+ 3 %) und erreichen mit –17.172,59 
€ (- 0,8 %) annähernd Vorjahresniveau. 

Ausgaben von 2.065.802,84 € übersteigen zwar das Vorjahresniveau um 97.631,62 € (4,9 %), unterschreiten jedoch den 
Plan von 2.078.126,- € um 12.323,16 € (- 0,6 %). 

Im Ergebnis werden den Rücklagen 165.991,86 € zugeführt, mithin 77.517,86 € (87,6 %) mehr als der Plan von 88.474,- € 
vorsah. 

a) Einnahmen

Aufgrund einer nahezu stabilen Mitgliederentwicklung wurde das, konservativ mit einem Rückgang geplante, Haushaltsziel 
für den Einnahmenschwerpunkt Kammerbeiträge mit 2.000.874,- € um 60.274,- € (3,1 %) überschritten. 

Zentrale Verwaltungsdienstleistungen der Kammer wurden von den Mitgliedern etwas stärker als geplant in Anspruch 
genommen und erbrachten Zulassungsgebühren von 88.470,- € (+ 5,3 %) - darin enthalten 7.975,- € aus Zulassungen von 
Berufsausübungsgesellschaften. Weitere Schwerpunkte bildeten Erlöse aus der Zulassung niedergelassener Mitglieder mit 
36.450,- € sowie Syndikuszulassungen mit 31.360,- €. 

Das umstrukturierte Fortbildungsangebot der Rechtsanwaltskammer deckte im Haushaltsjahr schwerpunktmäßig die 
Prüfungsvorbereitung der Rechtsanwaltsfachangestellten ab und wurde deutlich über den Planungen (+ 40 %) 
nachgefragt. 

Fachanwaltsanträge wurden aus der Mitgliedschaft im gesamten Jahresverlauf ebenso zurückhaltender als geplant 
gestellt (- 24,8 %, was aber mit deutlich geringeren Kosten korrespondiert) wie entgeltliche (Klein)Anzeigen über die 
Homepage bzw. Kammerzeitschrift beauftragt wurden (- 45,5 %). 

Anwaltsausweise wurden über das für den Jahresverlauf prognostizierte Maß hinaus von den Mitgliedern nachgefragt mit 
Einnahmen von 10,2 % über Jahresansatz. 

Nicht prognostizierbare Bußgelder aus dem Bereich der Geldwäscheaufsicht sowie anwaltsgerichtlichen und 
berufsrechtlichen Verfahren (+ 287,7 %) sowie marktabhängige Zinseinnahmen aus Termingeldanlagen und 
Anlagedividenden (+ 397 %) überschreiten den Jahresansatz deutlich. Zudem wurden der Kammer Abschläge auf 
Kapitalertragssteuer und Solidaritätszuschlag der Jahre 2023/24 rückerstattet. 

Gebühren Berufsausbildung ergeben sich aus dem vorab nicht sicher zu prognostizierenden Maß tatsächlich begründeter 
Ausbildungsverhältnisse bzw. wahrgenommener Prüfungsangebote (bspw. für Wiederholer sowie Prüflinge als 
Seiteneinsteiger). 

Bei der Begabtenförderung handelt es sich um einen für die RAK ergebnisneutralen Durchlaufposten, jedoch mit 
nachweisabhängigen Zeitverzögerungen zwischen tatsächlichem Zu- und Abfluss der Fördergelder. 

b) Ausgaben

Ausgabenschwerpunkte im Jahresverlauf waren u.a. mitgliederzahlabhängige Abführungen an die BRAK zu deren Beiträgen 
bzw. dem elektronischen Rechtsverkehr (aufgrund der stabilen Mitgliederzahlentwicklung des Vorjahres 2,6 % über Plan) 
sowie Aufwandsentschädigungen der Kammervorstandsmitglieder und die (seit Beginn 2025 vertragsgemäß erhöhte) 
Geschäftsstellenmiete mit Betriebsnebenkosten, jeweils auf bzw. unter Planniveau. 
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Die Vergütungen der Geschäftsstellenmitarbeitenden wurden im Jahresverlauf markt- und qualifikationsentsprechend 
entwickelt (+ 6 % zum Plan). 

EDV-Kosten enthalten außerplanmäßig erste Raten eines Kostenbeitrages zur Softwareersatzbeschaffung über die sog. 
DATEV-Projektgruppe der von einer Abkündigung der zentralen Berufsorganisationssoftware der DATEV betroffenen RAKen. 

Aufgrund Ausbaus des 2024 hinzugekommenen weiteren Ausbildungsstandortes in Bautzen wurden die Aufwendungen für 
die Referendarausbildung um 6 % überschritten. 

Kosten für Bücher und Zeitschriften erhöhten sich im Jahresverlauf, v.a. da beiden Kammern des Sächsischen 
Anwaltsgerichtes Literatur und Zugänge zu berufsrechtlichen Datenbanken - unter Nutzung eines Rahmenvertrages der 
RAK - eingeräumt wurden. 

Bei Porti wirkten sich Preisanpassungen der Dienstleister aus, entsprechendes auch im Haushaltstitel Versicherungen und 
Berufsgenossenschaft. 

Nicht planbare Gerichtskosten enthalten Kosten für drei Unterlassungsklagen wegen zu verfolgender Verstöße gegen das 
Rechtsdienstleistungsgesetz. In einem Verfahren war die RAK bereits erfolgreich in Hauptsache und Kostenentscheidung. 

Überschrittene Haushaltsansätze konnten durch eine effektive Mittelbewirtschaftung zahlreicher Ausgabenpositionen 
kompensiert werden, v.a. 

• Reisekosten des Vorstandes (- 28,1 %) sowie der Mitarbeitenden (- 43,5 %)
• Allgemeiner Betriebsbedarf (- 16,2 %) und Bürobedarf (- 49,2 %), Druckaufwendungen (- 38,2 %)
• Softwarekosten DATEV (- 14,3 %) sowie Telefon (- 52,8 %)
• Sonstige Raumkosten, v.a. Prüfungen im Ausbildungsbereich (- 36,1 %)
• Sachkostenanteil Produktion der Anwaltsausweise (- 34,6 %)
• Kosten des Geldverkehrs (- 23,8 %)

Für Abwicklervergütungen und Fürsorgeeinrichtung mussten erneut keine Kosten aufgewandt werden. 

c) Vermögen

Das Umlaufvermögen nebst Fondsanlage von 755.773,67 € verteilte sich zum 31.12.2025 auf 

Geschäftskonto  261.993,70 €  

Konto der Fürsorgeeinrichtung  5.007,56 € 

Kasse   527,78 € 

Einmalanlage bis 26.01.2026     300.000,00 € 

Fondsanlage    188.244,63€ 

Markus M. Merbecks 

Schatzmeister 
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Zu TOP 12 | Haushaltsplan für das Jahr 2027 

Der Haushaltsvorschlag beruht wesentlich auf dem von der KV am 01.09.2025 verabschiedeten Haushalt 2026 und 
berücksichtigt davon ausgehend nachhaltig erwartbare Änderungen. Im Haushaltsjahr 2025 nicht ausgeschöpfte Ausgaben 
sollten gleichwohl auf dem geplanten Niveau verbleiben, vorsorglich für Inflations- und Krisenrisiken, von belastbar 
planbaren Einsparungen abgesehen. 

Planmäßig wären aus den Rücklagen 74.764,83 EUR zuzuführen. Dies wäre erstmalig seit längerer Zeit wieder der Fall und 
würde ca. 10 % des zum Jahresende 2026 zu erwartenden Umlaufvermögens von ca. 735 TEUR darstellen. 

Einnahmen 2027 

Zeile 5 - Erlöse Fortbildung 

Entsprechend der Vorjahre prognostisch erhöht. 

Zeile 6 - Erlöse aus anderen Veranstaltungen 

Entsprechend Vorjahren sowie der sich ankündigenden Aufgabe einzelner Veranstaltungen gesenkt. 

Zeile 8 - Zinseinnahmen 

Prognose aufgrund Jahresendvermögen 2026 iHv 755 TEUR und durchschnittlichem Zinssatz von 1,5 % zzgl. jährlicher 
Dividendenerträge. Haushaltsabwicklung 2026 lässt nahezu unverändertes Kammervermögen erwarten. 

Zeile 10 – Kammerbeiträge 

Vorsorglich (Mitglieder)Rückgang von 1,5 % im Laufe des Jahres 2026 kalkuliert, ausgehend vom erwarteten Beitragssoll 
zu Jahresbeginn 2026. 

Zeile 11 – Gebühren Mitgliederverwaltung 

Prognose näher an die letzte tatsächliche Erfüllung 2025 angehoben, auch aufgrund der stabilen Entwicklung zu 
Jahresbeginn 2026. 

Ausgaben 2027 

Zeile 24 – Aufwandsentschädigung Vorstand 

Im Laufe des Wahljahres 2027 wird die Anzahl der Vorstände nochmals um zwei verringert mit entsprechender Ersparnis 
ab Beginn der Legislatur Anfang April. 

Zeile 27 – Vergütung der Angestellten   

Prognostische Fortschreibung des Personalstandes und absehbare Entwicklung eines marktgerechten  
Vergütungsniveaus. 

Zeile 28 – EDV/IT-Dienstleistungen 

Weiterhin 50.000,- EUR vorsorglich eingestellt für Eigenbeitrag zur Entwicklung/Einkauf einer Nachfolgesoftware DATEV-
Berufsorganisationssoftware (Personenverwaltung, Beschwerdeverwaltung, Azubi- und Beitragswesen). 

Zeile 37 – Telefon 

Aufgrund mehrerer Vorjahreswerte abgesenkt. 
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Zeile 44 – Aufwand Referendarausbildung 

Anhebung entsprechend Aufwand des Jahres 2025 und mit Blick auf vermutlichen weiteren Ausbau des Standortes 
Bautzen. 

Zeile 52 – Überregionale Zusammenarbeit (internationale Kontakte) 

Gesenkt ca. auf Niveau von 2025. 

Zeilen 56 und 58 - Beiträge zur BRAK/ERV 

Die BRAK beschloss für deren Haushalt 2027 den Verwaltungshaushalt pro Mitglied um 4 € zu erhöhen, im Gegenzug wurde 
der Beitrag zum elektronischen Rechtsverkehr um 4 € pro Mitglied gesenkt. 

Mitgliederzahl von 4.367 – 1,5 % = 4.301 erwartete Mitglieder zu Jahresbeginn 2027 (siehe oben zu Einnahmen Zeile 10) mal 
70,- EUR je beA-Postfach sowie mal 46,50 EUR allgemeiner BRAK-Beitrag nebst 5,- EUR für die Schlichtungsstelle der 
Anwaltschaft. 

Zeile 63 – Aufwendungen Fachanwaltschaften 

Prognostisch auf Niveau 2025 gesenkt. 

Zeile 65 Wahlsoftware: 

Es finden elektronische Wahlen zum Kammervorstand sowie zur Satzungsversammlung statt. 
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Zu TOPs 6 und 12 | Haushaltstabellen 

Einnahmen  
    

 

  Zweckbestimmung   Plan 2025  
KV 03.06.2024  

Erfüllung per 
31.12.2025 

Erfüllung 2025 
in % 

Plan 2026 
KV 01.09.2025 Plan 2027 

1 Gebühren Berufsausbildung 22.000,00 € 17.860,00 € 81,2% 22.000,00 € 22.000,00 € 
2 Vergabe Fachanwaltsbezeichnung 21.000,00 € 15.785,00 € 75,2% 18.000,00 € 18.000,00 € 
3 Bußgelder AnwG/Geldwäscheaufsicht 5.000,00 € 19.384,95 € 387,7% 5.000,00 € 5.000,00 € 
4 Zwangsgelder 500,00 € 0,00 € 0,0% 500,00 € 500,00 € 
5 Erlöse aus Fortbildung 10.000,00 € 13.965,00 € 139,7% 10.000,00 € 12.000,00 € 
6 Erlöse aus (anderen) Veranstaltungen 10.000,00 € 0,00 € 0,0% 10.000,00 € 5.000,00 € 
7 Erlöse aus Kammerrundschreiben 32.000,00 € 17.439,00 € 54,5% 16.000,00 € 16.000,00 € 
8 Zinseinnahmen 3.000,00 € 14.907,88 € 496,9% 10.000,00 € 12.000,00 € 
9 Stiftung Begabtenförderung 6.500,00 € 3.415,00 € 52,5% 6.500,00 € 6.500,00 € 
10 Kammerbeiträge  1.940.600,00 € 2.000.874,03 € 103,1% 1.962.120,00 € 1.964.974,53 € 
11 Gebühren Mitgliederverwaltung 84.000,00 € 88.470,00 € 105,3% 80.000,00 € 85.000,00 € 
12 Anwaltsausweise 29.000,00 € 31.968,00 € 110,2% 29.000,00 € 29.000,00 € 
13 Prozesskostenerstattung 1.000,00 € 0,00 € 0,0% 1.000,00 € 1.000,00 € 
14 sonst. Erlöse  (8600, 1590) 2.000,00 € 2.770,59 € 138,5% 2.000,00 € 2.000,00 € 
15 Auflösung RA-Anderkonto (1591) 0,00 € 0,00 €   0,00 € 0,00 € 
16 Erstattung Aufwendungsausgleich (U2) 0,00 € 0,00 €   0,00 € 0,00 € 
17 Erlöse aus Abwicklung 0,00 € 0,00 €   0,00 € 0,00 € 
18 Steuererstattung 0,00 € 4.955,25 €    0,00 €  0,00 € 
19 Zwischensumme der Einnahmen 2.166.600,00 € 2.231.794,70 € 103,0% 2.172.120,00 € 2.178.974,53 € 
20             
21 Zuführung aus Rücklagen 0,00 € 0,00 €   42.381,00 € 74.764,83 € 
22             
23 Gesamt Einnahmen 2.166.600,00 € 2.231.794,70 €  2.214.501,00 € 2.253.739,36 € 
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Ausgaben       

  Zweckbestimmung   Plan 2025  
KV 03.06.2024  

Erfüllung per 
31.12.2025 

Erfüllung 2025 
in % 

Plan 2026 
KV 01.09.2025 Plan 2027 

24 Aufwandsentschädigung Vorstand 166.350,00 € 166.350,00 € 100,0% 165.000,00 € 156.900,00 € 
25 Sitzungsgeld Vorstand 0,00 € 0,00 €   0,00 € 0,00 € 
26 Reisekostenvergütung Vorstand 21.500,00 € 15.452,40 € 71,9% 16.500,00 € 16.500,00 € 
27 Vergütung der Angestellten 757.500,00 € 803.125,11 € 106,0% 848.000,00 € 891.007,72 € 
  Fremdleistungen 0,00 € 0,00 €   0,00 € 0,00 € 

28 EDV / IT-Dienstleistungen 32.000,00 € 36.887,00 € 115,3% 82.000,00 € 82.000,00 € 
29 Betriebsbedarf / sonstige betriebliche Aufwendungen 27.500,00 € 21.733,16 € 79,0% 27.500,00 € 27.500,00 € 
30 Druckaufwendungen 2.000,00 € 1.236,93 € 61,8% 2.000,00 € 2.000,00 € 
31 Bürobedarf 2.500,00 € 1.270,38 € 50,8% 2.500,00 € 2.500,00 € 
32 Bewirtung 5.500,00 € 8.031,86 € 146,0% 5.500,00 € 5.500,00 € 
33 DATEV 17.500,00 € 14.991,30 € 85,7% 17.500,00 € 17.500,00 € 
34 Aufwand Anwaltsausweise 29.000,00 € 18.953,41 € 65,4% 29.000,00 € 29.000,00 € 
35 Bücher- u. Zeitschriften + Beck Online 7.000,00 € 10.629,95 € 151,9% 10.000,00 € 10.000,00 € 
36 Porto 8.000,00 € 8.920,67 € 111,5% 8.000,00 € 8.000,00 € 
37 Telefon 6.500,00 € 3.069,27 € 47,2% 6.500,00 € 3.500,00 € 
38 Leasingpauschale für Geräte 6.000,00 € 4.359,10 € 72,7% 7.000,00 € 7.000,00 € 
39 Reinigung Büros 28.000,00 € 28.490,20 € 101,8% 28.000,00 € 28.000,00 € 
40 Miete Geschäftsstelle (inkl. Nebenkosten) 138.000,00 € 133.608,21 € 96,8% 138.000,00 € 138.000,00 € 
41 Stromkosten Geschäftsstelle 8.000,00 € 9.448,78 € 118,1% 8.000,00 € 8.000,00 € 
42 Aufwand Berufsausbildung 22.000,00 € 22.454,87 € 102,1% 22.000,00 € 22.000,00 € 
43 Aufwand Berufsorientierung 20.000,00 € 19.244,44 € 96,2% 20.000,00 € 20.000,00 € 
44 Aufwand Referendarausbildung 85.000,00 € 89.942,32 € 105,8% 85.000,00 € 90.000,00 € 
45 Aufwand Fortbildung 10.000,00 € 9.778,46 € 97,8% 10.000,00 € 10.000,00 € 
46 Stiftung Begabtenförderung 6.500,00 € 3.960,98 € 60,9% 6.500,00 € 6.500,00 € 
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 Zweckbestimmung  

 Plan 2025  
KV 03.06.2024  

Erfüllung per 
31.12.2025 

Erfüllung 2025 
in % 

 

Plan 2026 
KV 01.09.2025 

 
Plan 2027 

47 Raumkosten Prüfungen 3.500,00 € 2.235,05 € 63,9% 3.500,00 € 3.500,00 € 
48 Gerichts- u. ähnliche Kosten 2.000,00 € 10.745,57 € 537,3% 2.000,00 € 2.000,00 € 
49 Reisekosten Arbeitnehmer 5.500,00 € 3.106,09 € 56,5% 5.500,00 € 5.500,00 € 
50 Zur besonderen Verfügung d. Präsidenten 3.000,00 € 3.189,83 € 106,3% 3.000,00 € 3.000,00 € 
51 Fürsorgeeinrichtung 1.000,00 € 0,00 € 0,0% 1.000,00 € 1.000,00 € 
52 Überregionale Zusammenarbeit (internationale Kontakte) 12.000,00 € 575,00 € 4,8% 8.000,00 € 2.000,00 € 
53 Versicherungen + Berufsgenossenschaft 8.000,00 € 8.274,35 € 103,4 % 8.000,00 € 8.000,00 € 
54 Sachausgaben aus Anlass von Veranstaltungen 20.000,00 € 21.046,61 € 105,2% 20.000,00 € 20.000,00 € 
55 Kosten Geldverkehr 2.000,00 € 1.523,80 € 76,2% 2.000,00 € 2.000,00 € 
56 Beiträge zur BRAK  202.540,00 € 207.717,50 € 102,6% 204.583,00 € 221.526,99 € 
57 Beiträge zu Mitgliedschaften 7.200,00 € 7.940,00 € 110,3% 7.200,00 € 7.200,00 € 
58 Beiträge ERV 315.536,00 € 323.602,00 € 102,6% 318.718,00 € 301.104,65 € 
59 Erwerb v. Geräten, Ausstattungs- u. Ausrüstungsgegenständen 15.000,00 € 8.322,44 € 55,5% 15.000,00 € 15.000,00 € 
60 Abwicklervergütung  5.000,00 € 0,00 € 0,0% 5.000,00 € 5.000,00 € 
61 Kassenprüfer 3.500,00 € 3.410,92 € 97,5% 3.500,00 € 3.500,00 € 
62 Aufwendungen Anwaltsgericht 10.000,00 € 10.733,65 € 107,3% 15.000,00 € 12.000,00 € 
63 Aufwendungen Fachanwalt 20.000,00 € 9.301,09 € 46,5% 18.000,00 € 18.000,00 € 
64 Öffentlichkeitsarbeit 30.000,00 € 6.569,06 € 21,9% 30.000,00 € 30.000,00 € 
65 Wahlsoftware 6.000,00 € 5.571,08 € 92,9% 0,00 € 12.000,00 € 
              

66 Zwischensumme Ausgaben 2.078.126,00 € 2.065.802,84 € 99,4% 2.214.501,00 € 2.253.739,36 € 
67             
68 Zuführung in Rücklagen 88.474,00 € 165.991,86 € 187,6% 0,00 € 0,00 € 
69             
70             
71 Gesamt Ausgaben 2.166.600,00 € 2.231.794,70 €  2.214.501,00 € 2.253.739,36 € 
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Zu TOP 10|Beschlussfassung über den Mitgliedsbeitrag ab dem Jahr 2027 

Der Kammerversammlung wird vorgeschlagen zu beschließen: 

Der Mitgliedsbeitrag ab dem Jahr 2027 wird auf 450,00 € festgesetzt. Der Mitgliedsbeitrag für diejenigen Mitglieder, 
für die mehr als ein beA eingerichtet wird, erhöht sich um jeweils 70,00 € für jedes zusätzliche beA. 

Begründung: 

Der Mitgliedsbeitrag würde damit unverändert verbleiben. Nach eingehender Befassung des Vorstandes ermöglicht er, 
neben der weiterhin ordnungsgemäßen Erfüllung aller regelmäßigen Kammeraufgaben, auch den oben erläuterten  
Kostenbeitrag in der Projektgruppe betroffener Rechtsanwaltskammern zur notwendigen Beschaffung einer 
Nachfolgesoftware der DATEV-seitig zum Ende 2027 gekündigten Berufsorganisationssoftware (Kernverwaltungssoftware 
in Gestalt von: Mitgliederverwaltung, berufsrechtlicher Beschwerdeverwaltung, Azubiwesen, Abrechnung etc. von 
Mitgliedsbeiträgen und Gebühren). 

Von o.g. Beitrag werden im Jahr 2027 an die BRAK pro Mitglied 70,- € für Betrieb / Weiterentwicklung des beA (Vorjahr 74,- 
€) sowie 46,50 € für den allgemeinen BRAK-Verwaltungshaushalt (Vorjahr 42,50 €) und unveränderte 5,- € für die 
Schlichtungsstelle der Anwaltschaft abzuführen sein. 

Mitglieder, die mehr als ein beA nutzen, z.B. aufgrund der zusätzlichen Zulassung als Syndikusrechtsanwalt oder wegen 
einer weiteren Kanzlei nach § 27 Absatz 2 BRAO, sollen einen entsprechend erhöhten Kammerbeitrag zahlen. 

 

Zu TOP 11|Beschlussfassung Anpassung Beitragsordnung 

Der Kammerversammlung wird vorgeschlagen, 

die im Anhang beigefügten Änderungen der Beitragsordnung der RAK Sachsen zu beschließen. 

Begründung: 

Mitglieder haben die Frage nach einer Beitragsermäßigung während der, insbesondere umständehalber 
berufsausübungsfreien, Elternzeit an die Rechtsanwaltskammer herangetragen. 

Der Vorstand recherchierte die Handhabung in einigen benachbarten bzw. vergleichbaren Kammerbezirken (siehe Anlage), 
hat dies in zwei Sitzungen intensiv diskutiert und schlägt der Kammerversammlung eine Ermäßigung des Mitgliedsbeitrags 
aufgrund Elternzeit vor. 

Diese soll, unabhängig vom geldwerten Verdienst oder dem Bezug von Elterngeld, allein deswegen erfolgen, weil das 
jeweilige Kammermitglied den Beruf aufgrund der Erziehungsarbeit zeitweise nicht ausübt. Der Beitrag wird auf Antrag 
und bei Vorlage entsprechender Nachweise für die Dauer von maximal 12 Monaten innerhalb des ersten Lebensjahres eines 
eigenen Kindes halbiert. Als Nachweis soll die Geburtsurkunde vorgelegt werden sowie eine Versicherung vom Arbeitgeber, 
oder bei Selbständigen eine Eigenbestätigung, mit der versichert wird, dass während des beantragen Zeitraums der Beruf 
als Rechtsanwalt/Rechtsanwältin nicht ausgeübt wird. 

Der Vorstand ist der Auffassung, dass dies bestmöglich die Belange angestellter und selbständiger Mitglieder 
berücksichtigt. 

Die Einzelheiten des Änderungsvorschlages ergeben sich aus dem beigefügten Entwurf der geänderten Beitragsordnung. 

 



Seite 1 
 

Anhang 1 zu TOP 11 | Beitragsordnung der Rechtsanwaltskammer Sachsen1 

 
 

Beitragsordnung 
der 

Rechtsanwaltskammer Sachsen 
 

beschlossen in der Kammerversammlung vom 31.03.2000 
zuletzt geändert in der Kammerversammlung vom 02.09.20262 

 
 
§ 1 
 
Nach § 89 Abs. 2 Ziff. 2 BRAO setzt die Kammerversammlung den von ihren Mitgliedern zu erhebenden 
Jahresbeitrag fest. 
 
Die Festsetzung gilt bis zu ihrer Ersetzung in einem späteren Beitragsjahr. 
 
§ 2 
 
Beitragspflichtig ist jedes Kammermitglied (§ 60 Abs. 2 BRAO), auch wenn es nicht den Beruf des Rechtsanwalts, 
Rechtsanwalts (Syndikusrechtsanwalt) oder Rechtsbeistands ausübt. 
 
Die Beitragspflicht der in den Berufsausübungsgesellschaften als Geschäftsführungs- und Aufsichtsorgan oder 
in anderer Funktion tätigen Kammermitglieder wird dadurch nicht berührt. 
 
Der Kammerbeitrag ist ein Jahresbeitrag. Für nichtanwaltliche Pflichtmitglieder beträgt er ab dem Jahr 2026 
zwei Drittel des jeweiligen Kammerbeitrags. 
 
Die Beitragspflicht beginnt am 1. des auf den Beginn der Mitgliedschaft folgenden Monats und endet mit Ablauf 
des Kalendermonats, in welchem die Mitgliedschaft zur Kammer endet. 
 
Für unterjährige Zeiträume berechnet sich der Beitrag mit 1/12 für jeden vollen Monat der Mitgliedschaft. 
 
§ 3 
 
Der Beitrag ist am 1. Januar des laufenden Geschäftsjahres fällig und bis zum 31. März ohne Aufforderung an die 
Kammer zu überweisen. 
 
§ 4 
 
In besonderen Härtefällen kann das Präsidium auf Antrag Stundung, vollumfängliche oder teilweise Befreiung 
von der Entrichtung des Beitrags bewilligen. 
 

 
1 Änderungen farblich hervorgehoben und unter- bzw. durchgestrichen 
2 Bekanntmachung auf der Homepage der RAK Sachsen www.rak-sachsen.de und in der Mitgliederzeitschrift KAMMERaktuell Ausgabe 
3/2026 
 

http://www.rak-sachsen.de/
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Eine geringfügige Ausübung der anwaltlichen Tätigkeit, geringes Einkommen, Arbeitslosigkeit, 
Erwerbsunfähigkeit o. ä. begründen keinen Anspruch auf Erlass oder Ermäßigung des Beitrags. 
 
In den Fällen der Schwangerschaft und der Geburt eines Kindes wird die Beitragspflicht für die Dauer der 
Schutzfrist des § 3 Abs. 1 und § 3 Abs. 2 i.V.m. § 6 MuSchG unterbrochen. 
 
Mitglieder können eine Halbierung des Kammerbeitrags für die Dauer von maximal 12 Monaten innerhalb des 
ersten Lebensjahres eines eigenen Kindes beantragen.  
Als Nachweise sind vorzulegen: 

1. Bei Angestellten eine schriftliche Bestätigung durch die Arbeitgeberin / den Arbeitgeber bzw. bei 
Selbständigen eine schriftliche Versicherung durch das Mitglied, dass der Beruf der 
Rechtsanwältin / des Rechtsanwaltes während dieser Zeit nicht ausgeübt wird, 

2. die Geburtsurkunde des Kindes. 
 
Das Präsidium entscheidet über Erlass, Ermäßigung oder Niederschlagung der Beitragsforderung.  
 
§ 5 
 
Mitglieder, die nach Ablauf der Dreimonatsfrist (§ 3) weder den Beitrag gezahlt, noch einen Antrag auf Befreiung 
oder Stundung eingereicht haben, werden unter Setzung einer Frist von zwei Wochen gemahnt; die Mahngebühr 
beträgt € 10. 
 
Erfolgt nach der Mahnung keine Zahlung, so ist der Beitrag gemäß § 84 BRAO beizutreiben. 
 
§ 6 
 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männlich, 
weiblich und divers (m / w / d) verzichtet. 
Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter. 
 
§ 7 
 
Diese Beitragsordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung gem. § 4 Satz 1 Geschäftsordnung der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen in Kraft. 
 
ausgefertigt am xx.09.2026 in Dresden 
 
 
Sabine Fuhrmann 
Präsidentin 

 
 



Anhang 2 zu TOP 11 | Übersicht Beitragsermäßigung Elternzeit vergleichbarer RAKen 

 
RAK Brandenburg – pauschale 180,- EUR (Regelbeitrag 360,- €) auf Antrag 

Auszug Beitragsordnung: 

(1) Für Kammermitglieder, deren Erwerbstätigkeit auf Grund der Geburt eines Kindes eingeschränkt ist und die 
berechtigt sind Elterngeld zu beziehen, beträgt der Kammerbeitrag auf Antrag 180,00 €. 

(2) Die Antragstellerin/der Antragsteller hat zum Nachweis der Voraussetzungen den Bescheid auf Gewährung von 
Elterngeld der Kammer vorzulegen. 

RAK Sachsen-Anhalt 

In Gebührensatzung kein „Ermäßigungstatbestand“, sofern ein solches Anliegen an RAK herangetragen wird, wurde eine 
Einzelfallentscheidung durch den Schatzmeister getroffen. 

RAK Thüringen 

keine Ermäßigung bei EZ in der Beitragsordnung vorgesehen 

RAK Berlin – halber Beitrag, Nachweis Elterngeldbescheid 

Auszug Beitragsordnung: 

Für Kammermitglieder, deren Erwerbstätigkeit aufgrund der Geburt eines Kindes eingeschränkt ist und die 
berechtigt sind, Elterngeld zu beziehen, beträgt der Kammerbeitrag auf Antrag 50 % des gemäß Ziff. 2 
festgesetzten Jahresbeitrages. Der Antragsteller hat zum Nachweis der Voraussetzungen den Bescheid auf 
Gewährung von Elterngeld der Kammer vorzulegen. 

RAK Freiburg – Halbierung auf Antrag an Präsidium: 

Auszug Beitragsordnung: 

Mitglieder, welche einen Anspruch auf Elternzeit haben, können bei dem Vorstand eine Reduzierung – regelmäßig 
eine Halbierung – des Kammerbeitrags für die Dauer der Elternzeit beantragen. Voraussetzungen hierfür sind: 

1. Die Vorlage einer schriftlichen Bestätigung durch die Arbeitgeberin / den Arbeitgeber, dass Elternzeit angemeldet 
und gestattet wurde und wie lange die Elternzeit dauert sowie 

2. eine schriftliche Versicherung durch das Mitglied, dass der Beruf der Rechtsanwältin / des Rechtsanwaltes 
während der Elternzeit nicht ausgeübt wird. 

RAK Celle 

keine Ermäßigung bei EZ in der Beitragsordnung vorgesehen 

RAK Nürnberg 

keine Ermäßigung bei EZ in der Beitragsordnung vorgesehen 

RAK Karlsruhe 

keine Ermäßigung bei EZ in der Beitragsordnung vorgesehen 

RAK Schleswig 

keine Ermäßigung bei EZ in der Beitragsordnung vorgesehen 

RAK Stuttgart 

kein Ermäßigungstatbestand, Elternzeit auch bisher grundsätzlich kein Härtefall 


	00_Deckblatt_Materialien_KV_2026.pdf
	01_Einberufung_TO KV 02-09-2026.pdf
	BEKANNTMACHUNG DER

	02_Materialien_haushaltsrelevant_Beitrag_BeitragsO_2026.pdf
	03_BeitragsO_02-09-2026_Elternzeit.pdf
	04_Übersicht_EZ-Ermässigungen_vergleichbare_RAKen.pdf
	RAK Brandenburg – pauschale 180,- EUR (Regelbeitrag 360,- €) auf Antrag
	RAK Sachsen-Anhalt
	RAK Freiburg – Halbierung auf Antrag an Präsidium:
	RAK Celle




